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Die Wissenschaftlichen Dienste wurden um eine Darstellung der rechtlichen Regelungen zur 
Mindestwohnungsgröße bei Neubauwohnungen gebeten. 

Die Bundesländer können im Rahmen ihrer Kompetenzen für das Wohnungsaufsichtsrecht ge-
setzlich bestimmen, welche Anforderungen Wohnungen erfüllen müssen, um erträgliche Wohn-
verhältnisse zu schaffen. In sieben Bundesländern gelten derzeit spezifische Wohnungsaufsichts-
gesetze, die unter anderem für die Überlassung oder Benutzung von Wohnraum eine konkrete 
Mindestwohnfläche pro Person festlegen und entsprechende behördliche Befugnisse im Falle der 
Missachtung dieser Vorgaben vorsehen. Gesonderte Regelungen zur Mindestwohnungsgröße von 
Neubauwohnungen sind darin nicht enthalten. Ungeachtet der wohnungsaufsichtsgesetzlichen 
Normierungen stehen den zuständigen Behörden aller Bundesländer die allgemeinen öffentlich-
rechtlichen Befugnisse aus dem Zweckentfremdungs-, Bauordnungs-, Gesundheits- und allgemei-
nen Sicherheitsrecht zur Verfügung, um gegen Missstände von Überbelegung vorzugehen. 

In Bremen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Sachsen-Anhalt enthalten die jeweiligen Woh-
nungsaufsichtsgesetze Regelungen, nach denen das Gesetz keine Anwendung für den vom Verfü-
gungsberechtigten eigengenutzten Wohnraum findet. In Berlin, Hamburg und Hessen existieren 
keine entsprechenden expliziten gesetzlichen Differenzierungen zwischen Eigennutzung und 
Überlassung von Wohnraum (Vermietung). 

In den Bundesländern Berlin, Bremen, Saarland und Sachsen-Anhalt gilt, dass Wohnungen nur 
überlassen oder benutzt werden dürfen, wenn eine Mindestwohnfläche von 9 m² pro erwachsene 
Person bzw. 6 m² pro Kind bis zu sechs Jahren vorhanden ist. In Hamburg, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen muss bei der Überlassung oder Benutzung einer Wohnung eine Mindestgröße 
von 10 m² pro Person gegeben sein; eine Unterscheidung zwischen Erwachsenen und Kindern 
findet nicht statt. 

Darüber hinaus darf in Hamburg die Zahl der Bewohner die Zahl der Wohnräume über 6 m²
Wohnfläche - ohne Küche und Bad - bei Wohnungen bis einschließlich zwei Wohnräumen um 
nicht mehr als eine, bei Wohnungen mit drei oder vier Wohnräumen um nicht mehr als zwei 
überschreiten. Je Wohnung darf dabei ein Wohnraum über 20 m² als zwei Wohnräume gezählt 
werden. 
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Für die Überlassung oder Benutzung einzelner Wohnräume gibt es in drei Bundesländern geson-
derte Regelungen. In Berlin muss für jede Person eine Wohnfläche von mindestens 8 m², für jedes 
Kind bis zu sechs Jahren eine Wohnfläche von mindestens 4 m² vorhanden sein, sofern Neben-
räume zur Mitbenutzung zur Verfügung stehen. Stehen Nebenräume nicht oder offensichtlich 
nicht ausreichend zur Verfügung, bleibt es bei der oben bereits erwähnten Mindestwohnfläche 
von 9 m² Wohnfläche pro Person bzw. 6 m² pro Kind bis zu sechs Jahren. In Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen reicht im Falle der Überlassung oder Benutzung einzelner Wohnräume eine Min-
destwohnfläche von 8 m² pro Person aus, wenn Nebenräume zur Mitbenutzung vorhanden sind. 
Ohne solche Nebenräume muss für jede Person eine Mindestwohnfläche von 10m² gegeben sein. 
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